
BUNDESGERICHTSHOF

IV ZB 28/79 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Kraftfahrzeugmechanikers Alfons
Landkreis

Beklagten und Beschwerdeführers,

Prozeßbevollmächtigter 
II. Instanz:

gegen

den am 1975 geborenen Oliver

vertreten durch das KreisJugendamt 
als Amtspfleger,

gesetzlich

Kläger und Beschwerdegegner
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 8. Juni 1979 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Knüfer, Rottmüller, Dehner und Dr. Seidl

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten gegen 
den Beschluß des 4. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts München mit dem Sitz in Augsburg 
vom 15. Dezember 1978 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Beschwerde­
verfahrens .

Beschwerdewert: 4.000,—  DM.

G r ü n d e  ;

Durch Urteil vom 28. September 1978 hat das Amts­
gericht Kaufbeuren - Zweigstelle Marktoberdorf - ausge­
sprochen, daß der Beklagte der nichteheliche Vater des 
Klägers ist und den Beklagten gleichzeitig zur Zahlung 
des Regelunterhalts an den Kläger verurteilt. Das Urteil 
wurde dem Prozeßbevollmächtigten des Beklagten am 2. Ok­
tober 1978 zugestellt. Dieser hat zunächst mit Schrift­
satz vom 27. Oktober 1978, der an das Landgericht - Be­
rufungskammer - Kempten adressiert war und dort am 
30. Oktober 1978 einging, Berufung eingelegt, die er 
mit Schriftsatz vom 27. November 1978 zurücknahm. Mit 
Schriftsatz vom 13. November 1978 - eingegangen am 
14. November 1978 - hat er bei dem Oberlandesgericht 
München Berufung eingelegt und gleichzeitig um Wiederein­
setzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Be-
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rufungsfrist gebeten. Zur Begründung des Wiederein­
setzungsgesuchs hat der Prozeßbevollmächtigte des Be­
klagten vorgetragen und an Eides Statt versichert:

Er habe am 27. Oktober 1978, nachdem er von seiner 
Kanzleiangestellten Carola Pdarauf hingewiesen
worden sei, daß die Berufungsfrist am 2. November 1978 
ablaufe, die Verfügung getroffen, daß gegen das Urteil 
zum Oberlandesgericht München Berufung einzulegen sei. 
Gleichzeitig sei die genannte Kanzleiangestellte ange­
wiesen worden, unverzüglich den Berufungsschriftsatz zu 
fertigen und zur Unterzeichnung vorzulegen. Sie sei die­
ser Aufforderung unverzüglich nachgekommen und habe den 
Schriftsatz vom 27. Oktober 1978 zur Unterzeichnung vor­
gelegt. Da er sich dabei in einer Besprechung befunden 
habe, sei ihm die Seite 2 zur Unterschrift vorgelegt wor­
den, wobei die Seite 1 aufgeklappt gewesen sei. Er habe 
daher nicht bemerkt, daß die Berufung entgegen seiner 
Weisung an das Landgericht gerichtet gewesen sei. Hierin 
liege kein Verschulden seinerseits, weil sich die Kanzlei­
angestellte in siebenjähriger Tätigkeit bei ihm stets als 
zuverlässig erwiesen habe und er daher mit Recht davon 
habe ausgehen dürfen, daß die Berufung an das richtige 
Gericht adressiert sei.

Durch den am 28. Dezember 1978 zugestellten Be­
schluß vom 13. Dezember 1978 hat das Oberlandesgericht 
dem Beklagten die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gegen die Versäumung der Berufungsfrist verweigert und 
gleichzeitig die Berufung des Beklagten als unzulässig 
verworfen. Hiergegen richtet sich die am 10. Januar 1979 
bei dem Oberlandesgericht München eingelegte und gleich­
zeitig begründete sofortige Beschwerde des Beklagten, mit 
der er weiterhin die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist begehrt.
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Er ist der Ansicht, ein Verschulden seines Prozeßbe- 
vollmächtigten liege nicht vor, da dieser sich darauf 
habe verlassen dürfen, daß seine Anweisung, die Beru­
fung an das Oberlandesgericht zu richten, befolgt wer­
de. Außerdem sei das Landgericht in der Lage gewesen, 
die versehentlich an dieses Gericht gerichtete Berufung 
rechtzeitig an das Oberlandesgericht weiterzuleiten.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig aber nicht 
begründet.

Der Beklagte hat die Berufungsfrist deshalb ver­
säumt, weil sein Prozeßbevollmächtigter erster Instanz 
die an das Landgericht gerichtete Berufungsschrift un­
terschrieb, ohne nachzuprüfen, ob die Berufvingsschrift 
an das richtige Rechtsmittelgericht gerichtet war. Hierin 
liegt ein dem Beklagten nach § 85 Abs. 2 ZPO zuzurechnen­
des Verschulden, da in Kindschaftssachen der Rechtsanwalt 
verpflichtet ist, die Rechtsmittelschrift vor der Unter­
zeichnung auf die richtige Adressierung zu überprüfen 
(BGH VersR 1978, 460). Wäre der Prozeßbevollmächtigte 
des Beklagten seiner anwaltlichen Sorgfaltspflicht 
nachgekommen, hätte er bemerkt, daß die Berufungsschrift 
an das für die Berufung nicht zuständige Landgericht 
(§72 GVG) gerichtet war. Alsdann hätte er noch recht­
zeitig dafür sorgen können, daß die Berufung bei dem zu­
ständigen Oberlandesgericht (§ 119 Abs. 1 Nr. 1 GVG) ein­
gelegt wurde. Ob das irrtümlich angerufene Landgericht 
zeitlich in der Lage gewesen wäre, die Rechtsmittelschrift 
an das zuständige Oberlandesgericht weiterzuleiten und 
dadurch eine Versäumung der Berufungsfrist zu verhindern, 
kann dahingestellt bleiben, da dieser Umstand keine Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand rechtfertigen würde 
(BGH FamRZ 1979, 223, 224).
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det

Dr.

Die sofortige Beschwerde war daher als unbegrün- 
zurllckzuweisen.

Gr eil Rottmüller
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